
   Rechtsanwalt Dr. Andreas Hinsch

Die Schallemissionen von Windenergiean-
lagen, aber auch von Biogasanlagen, sind
regelmäßiger Regelungsgegenstand einer
entsprechenden Genehmigung. Gerade
bei Windenergieanlagen werden allerdings
die damit verbundenen Schallemissions-
probleme oftmals überschätzt (vgl. dazu
meinen Beitrag in „Erneuerbare Ener-
gien“, Heft Februar 2007). Meine dortigen
Ausführungen möchte ich hier bezüglich
eines Sonderproblems vertiefen, das gera-
de für den dauerhaften Betrieb von Anla-
gen eine nicht unerhebliche Bedeutung
hat. Die immissionsschutzrechtlichen
Behörden verlangen zum Teil regelmäßige
Nachmessungen der Emissionen einer
Anlage. Rechtsgrundlage für eine solche
Regelung ist § 28 Satz 1 Nr. 2 BImSchG.
Nach dieser Regelung kann die Behörde
bei einer genehmigungsbedürftigen Anlage
nach Ablauf eines Zeitraums von jeweils
drei Jahren Messanordnungen treffen.
Besondere inhaltliche Voraussetzungen
sieht das Gesetz nicht vor. Insoweit
erscheint es auf den ersten Blick unpro-
blematisch, wenn Genehmigungsbehörden
in Bescheiden regelmäßige Nachmessun-
gen fordern. Dies ist jedoch im Einzelfall
unzulässig und insbesondere unverhältnis-
mäßig. 

Problematisch ist insoweit, wenn die
Genehmigungsbehörde regelmäßige Nach-
messungen unmittelbar im Genehmigungs-
bescheid vorsieht. Aus dem Wortlaut des
Gesetzes ergibt sich, dass jeweils nach

Ablauf der drei Jahre eine Messanordnung
erfolgen kann. Dies setzt eine behördliche
Entscheidung mit einer entsprechenden
Ermessensausübung voraus. Hier erscheint
es mehr als fraglich, ob über den typi-
schen Betriebszeitraum von mehr als 
20 Jahren bereits bei Zulassung der Anla-
ge eine solche Ermessensausübung ord-
nungsgemäß erfolgen kann, denn es ist
völlig unklar, wie und ob sich die Emissio-
nen einer Anlage verändern werden. Bei
Windenergieanlagen ist es insbesondere
unklar, ob sich die Schallemissionen der
Anlage überhaupt verändern. 

Insoweit stellt sich die weitere Frage, ob
die mit nicht unerheblichen Kosten ver-
bundenen Messungen überhaupt verhält-
nismäßig sind. Gerade bei weniger gefähr-
lichen Emissionen – wie Schallemissionen –
stellt sich die Frage, ob eine möglicher-
weise geringfügige Erhöhung überhaupt
den Messaufwand rechtfertigt. Besonders
fragwürdig wird die Praxis, wenn nicht die
Richtwerte der TA Lärm eingehalten wer-
den, sondern aus Vorsorgegründen gerin-
gere Werte vom Anlagenbetreiber einge-
halten werden sollen. Die Einhaltung sol-
cher Werte, die jedenfalls keine schädli-
chen Umwelteinwirkungen nach sich zie-
hen, bedarf regelmäßig nicht der dauer-
haften Überwachung ohne konkreten
Anlass. In diesem Fall liegt es nahe, dass
die Behörde die Messanordnungen im Ein-
zelfall trifft und nicht vorweg bereits im
Rahmen der Genehmigung regelt. 

Zudem ist das ganze Problem auch aus
dem Gesichtspunkt des Immissionsschut-
zes kein Beinbruch, da die Behörde ohne-
hin ermächtigt ist, Messanordnungen im
Einzelfall zu erlassen, wenn tatsächlich
Probleme auftreten. Überzogen ist es
jedenfalls, ohne konkreten Anlass über
den gesamten Betriebszeitraum mit den
damit verbundenen Kosten vom Betreiber
einer immissionsschutzrechtlichen Anlage
regelmäßige Nachmessungen zu verlan-
gen. Bei der Überprüfung des Genehmi-
gungsbescheides sollte auf solche Rege-
lungen geachtet werden. Ein dagegen
gerichteter Widerspruch hat aufschieben-
de Wirkung und dispensiert den Betreiber,

die entsprechenden Maßnahmen durchzu-
führen, soweit die Behörde nicht den
sofortigen Vollzug der Bestimmungen
angeordnet hat. Die Genehmigung bleibt
trotz des Widerspruchs ausnutzbar, weil
er sich gerade auf eine spezifische Rege-
lung beschränkt. Insoweit kann ein dage-
gen gerichteter Widerspruch erhebliche
Kosten für die Nachmessungen und den
damit verbundenen organisatorischen Auf-
wand ersparen. 
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Unsere Themen

WEA-Errichtungsvertrag = 
Kaufvertrag?    

Mit Urteil vom 7. September 2007 
(AZ: 4 U 156/06) hat das Schleswig-Hol-
steinische Oberlandesgericht entschie-
den, dass ein Vertrag über die Lieferung
und Errichtung von Windenergieanlagen
als Kauf- und nicht als Werkvertrag ein-
zuordnen ist. Diese Frage hatte die
Rechtsprechung bisher nur in Einzelfäl-
len beschäftigt und auch in der juristi-
schen Literatur spielt diese Frage keine
besondere Rolle, obwohl die Abgrenzung
von Werkverträgen und Kaufverträgen
mit Montageverpflichtung generell
Schwierigkeiten bereitet und eine erheb-
liche praktische Relevanz gegeben ist. So
ist die Frage der Einordnung des Vertra-
ges insbesondere wichtig für die Länge
der gesetzlichen Gewährleistungsfrist
sowie für die Mangelrüge des Käufers
/Bestellers. 

Das Schleswig-Holsteinische Oberlandes-
gericht geht nun mit recht knapper
Begründung davon aus, dass es sich bei
einem WEA-Errichtungsvertrag um einen
Kaufvertrag handele, da hier der Waren-
umsatz im Vordergrund stehe und nicht
die vom Verkäufer geschuldete Montage-
leistung. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich
mit dieser Frage bislang nicht beschäf-
tigt. Umso bedauerlicher ist es, dass das
Oberlandesgericht die Revision zum BGH
nicht zugelassen hat. 

Aktuelles



Rechtsanwältin Britta Oberst

Sowohl Windenergie- als auch Biogasanla-
genbetreiber kennen die ärgerliche Situa-
tion, dass Sachschäden an Teilen der Anla-
ge zu einem Stillstand der gesamten Anla-
ge führen, so dass erhebliche Ertragsaus-
fälle zu beklagen sind. Wenn nicht der
Anlagenhersteller aus dem Gesichtspunkt
der Mängelhaftung für diesen Schaden
aufzukommen hat, stellt sich die Frage,
ob eine für die Anlage bestehende Maschi-
nenbetriebs-Unterbrechungsversicherung
(BU-Versicherung) den Ertragsausfall zu
ersetzen hat. Die Eintrittspflicht wird
gelegentlich von den Versicherern mit den
unterschiedlichsten Begründungen ver-
neint. Da es häufig um Schäden in erheb-
licher Höhe geht, lohnt es sich, in diesem
Punkt genauer hinzusehen und sich vor
Augen zu führen, welche Voraussetzungen
e   rfüllt sein müssen, damit eine Eintritts-
pflicht besteht: 

Zunächst ist erforderlich, dass Ursache
der Betriebsunterbrechung ein ersatz-
pflichtiger Sachschaden ist. Hierunter ver-
steht man unvorhergesehene und plötzlich
eintretende Zerstörungen oder Beschädi-
gungen, die der Versicherungsnehmer
oder seine Repräsentanten weder recht-
zeitig vorhergesehen haben noch hätten
vorhersehen können, wobei nur grobe
Fahrlässigkeit schadet. Als versicherungs-
rechtliche Repräsentanten sind auch die-
jenigen Personen anzusehen, die in dem
Geschäftsbereich, zu dem das versicherte
Risiko gehört, aufgrund eines Vertretungs-
oder ähnlichen Verhältnisses an die Stelle
des Versicherungsnehmers getreten sind.

Dies dürften in erster Linie Betriebsführer
oder sonstige Personen sein, die laufend
mit der Überwachung der Anlagen beauf-
tragt sind. 

Als weitere Voraussetzung ist zu beach-
ten, dass der Sachschaden innerhalb der
vereinbarten Versicherungszeit aufgetre-
ten sein muss. Im Übrigen muss der
Betriebsunterbrechungsschaden innerhalb
der vereinbarten Haftzeit eintreten. Hier-
unter versteht man die vertraglich verein-
barte Zeitspanne, für die der Versicherer
nach Eintritt des Sachschadens für den
entgehenden Betriebsgewinn und die fort-
laufenden Kosten einzustehen hat. Die
Haftzeit beginnt mit dem Eintritt des
Sachschadens, auch wenn die daraus
resultierende Störung des Betriebes und
der Unterbrechungsschaden erst später
eintreten. Die Dauer ergibt sich aus den
individuell mit dem Versicherer getroffe-
nen Vereinbarungen. 

Zu beachten ist, dass mit Versicherungs-
ablauf die Ersatzpflicht für den Betriebs-
unterbrechungsschaden nicht entfällt,
wenn dieser noch innerhalb der Haftzeit
liegt und der zu Grunde liegende Sach-
schaden innerhalb der Versicherungsdauer
eingetreten war. Andererseits ist es mög-
lich, dass die Haftzeit bereits abgelaufen
ist, obwohl der Betriebsunterbrechungs-
schaden noch gar nicht eingetreten ist. In
der Praxis ergeben sich häufig Schwierig-
keiten, den Zeitpunkt des Eintritts des
Sachschadens und damit den Beginn der
Haftzeit zu spezifizieren, wenn dieser
(noch) nicht unmittelbar zu einem Total-
ausfall der Anlage geführt hat. 

Schließlich ergibt sich aus dem Versiche-
rungsschein und den Versicherungsbedin-
gungen (AMBUB) der jeweilige Deckungs-
umfang, so dass die Höhe, in der ein
Ertragsausfall zu ersetzen ist, von der
individuellen Vereinbarung mit dem Versi-
cherer abhängt. Dabei ist schon bei Ver-
tragsschluss darauf zu achten, dass die
versicherte Anlage in ein sog. Anlagenver-
zeichnis aufgenommen wird. 

Als Fazit ist festzuhalten, dass es häufig
schwierig zu beantworten ist, ob ein
Betriebsunterbrechungsschaden von einer
BU-Versicherung auszugleichen ist, da –
neben dem Eintritt der Unterbrechung –
weitere Voraussetzungen erfüllt sein müs-
sen. Den Betreibern ist daher grundsätz-
lich zu raten, etwaige Ablehnungen von
Versicherern rechtlich überprüfen zu las-
sen. 
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Artenschutz

Verwaltungsgericht Saarlouis, Urteil
vom 19. September 2007 — 5 K 58/06

Auch wenn die Zulassung von Windener-
gieanlagen gegen artenschutzrechtliche
Verbote verstößt, ist eine Befreiung von
diesen Verboten möglich. 

Insbesondere die mit einer regionalplane-
rischen Entscheidung für die Ausweisung
von Vorranggebieten verbundenen
Beschränkungen führen dazu, dass inner-
halb dieser Gebiete ein öffentliches
Gemeinwohlinteresse an der Errichtung
der Windenergieanlagen besteht, die
Belange des Naturschutzes grundsätzlich
überwiegen. 

Diese Entscheidung zeigt deutlich, dass,
auch wenn Windenergieanlagen in Kon-
flikt mit geschützten Arten (hier: Fleder-
mäuse und Rotmilane) treten, eine Zulas-

sung durchaus möglich ist, wenn das
Interesse an der Nutzungsenergie durch
eine raumplanerische Festlegung beson-
ders herausgehoben ist. 

Windenergie hat Vorfahrt

Verwaltungsgericht Lüneburg, Urteil
vom 19. November 2007 – 2 A 695/06

Auch artenschutzrechtliche Belange (hier
die Beeinträchtigung von Schwarzstorch
und Rohrweihe) stehen der Errichtung von
Windenergieanlagen nicht entgegen,
wenn im Regionalen Raumordnungspro-
gramm bereits avifaunistische Belange
abschließend abgewogen wurden. 

Dies ist insbesondere der Fall, wenn Aus-
schlusskriterien für Naturschutzgebiete,
besonders geschützte Biotope sowie Vor-
ranggebiete für Natur- und Landschaft
und Abstandskriterien zu diesen Aus-
schlussgebieten berücksichtigt wurden.
Die gegen die Genehmigung des Vorha-
bens vorgebrachte Beeinträchtigung von

geschützten Arten konnte auch aus sach-
lichen Gründen nicht durchgreifen.

Private Interessen der Planabwä-
gung 

Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg, Urteil vom 21. September
2007 — 10 A 9.05

Im Rahmen der Aufstellung eines Regio-
nalplans ist es erforderlich, bereits durch
einen Genehmigungsantrag konkretisierte
Nutzungsinteressen im Zuge der Abwä-
gung zu berücksichtigen, um den privaten
Nutzungsinteressen der Windenergieanla-
genbetreiber ordnungsgemäß Rechnung
zu tragen. 

In diesem Fall ist der besonderen Bedeu-
tung nicht nur verallgemeinernd, sondern
konkret Rechnung zu tragen und der Pla-
nungsträger hat zu entscheiden, warum
die Rechte der betroffenen Anlagenplaner
durch eine Nichtausweisung beeinträch-
tigt werden können.

Maschinenunterbrechungsversicherung
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Aktuelle Rechtsprechung

Britta Oberst ist bei Blanke Meier Evers in den
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Rechtsanwalt Rainer Heidorn

Bereits in unserer Ausgabe des Rundbriefs
April 2007 hatten wir die aktuelle Recht-
sprechung der Finanzgerichte zum Thema
Gewerbesteuerzerlegung bei Windparks
vorgestellt. Der Frage zur Gewerbesteu-
erzerlegung zwischen verschiedenen
Gemeinden kommt bei der Planung von
Windparks regelmäßig Bedeutung zu, denn
die Gemeinden, in denen die Windenergie-
anlagen aufgestellt werden, sind naturge-
mäß daran interessiert, im größtmöglichen
Umfang die Gewerbesteuer, die die Betrei-
bergesellschaft zu zahlen hat, zu verein-
nahmen. 

Die Rechtsprechung des Niedersächsischen
Finanzgerichts und des Finanzgerichts Düs-
seldorf, die die Gewerbesteuer allein den
Gemeinden zuwiesen, in denen die Betrei-
bergesellschaft ihren Geschäftsleitungs-
sitz hat, ist nunmehr durch den Bundesfi-
nanzhof (BFH) bestätigt worden. 

Der BFH hat in seiner Entscheidung vom 
4. April 2007 bekräftigt, dass dann, wenn
durch einen Steuerpflichtigen im jeweili-
gen Erhebungszeitraum Betriebsstätten in
mehreren Gemeinden unterhalten wer-
den, die Zerlegung des Steuermessbetrags
grundsätzlich nach §§ 28, 29 GewStG
erfolgt. Da § 29 GewStG als Zerlegungs-
maßstab für die Gewerbesteueraufteilung
das Verhältnis der Summen der Arbeitslöh-
ne bestimmt, die an den jeweiligen
Betriebsstätten gezahlt worden sind,
bedeutet dies im Klartext, dass der
Gewerbesteuermessbetrag ausschließlich
der Gemeinde zusteht, in der Angestellte

beschäftigt werden. Dies ist im Regelfall
jedoch nur die Gemeinde, in der sich der
Sitz der Geschäftsleitung befindet. 

Auch der BFH hat klargestellt, dass eine
davon abweichende Zerlegung nur dann in
Betracht kommt, wenn atypische Umstän-
de des Einzelfalls vorliegen, aus denen
sich eine grobe Unbilligkeit dieser Vertei-
lung ergibt. Im konkreten Fall hatte eine
der beteiligten Gemeinden vorgetragen,
dass sich eine offensichtliche Unbilligkeit
der Verteilung nach Arbeitslöhnen dadurch
ergebe, dass ihr infolge von Schwertrans-
porten, die durch die Windkraftanlagen
verursacht werden, Schäden an den
gemeindlichen Straßen und Wegen ent-
stünden. Diesen Einwand hatte der BFH im
konkreten Fall zurückgewiesen, da Schä-
den nicht genau festgestellt wurden. 

Der Senat hat indes anerkannt, dass
bestimmte Lasten, die mit dem Vorhan-
densein einer Betriebsstätte verbunden
sind, eine abweichende Verteilung recht-
fertigen können. Dieses müssten jedoch
besonders gewichtige und atypische
Lasten sein. Soweit Schwerlasttransporte
überhaupt geeignet sein könnten, als eine
derartige Belastung anerkannt zu werden,
wird dies jedoch dann nicht der Fall sein,
wenn entsprechende Straßenschäden
anderweitig, zum Beispiel über Gestat-
tungsgebühren oder Entschädigungszah-
lungen aus öffentlich-rechtlichen Verträ-
gen ausgeglichen werden. 

Schließlich hat der Senat auch verdeut-
licht, dass das von einer Gemeinde ins
Feld geführte Argument, die Windenergie-

anlagen hätten negative Auswirkungen auf
das Orts- und Landschaftsbild, den Wert
von Wohngrundstücken und auf den Touris-
mus, eine von § 29 GewStG abweichende
Zerlegung nicht zu begründen vermag.
Dieses seien keine Faktoren, die sich auf
den gemeindlichen Haushalt auswirken,
sondern die allgemeine Lebensqualität
beträfen. Dem gewerbesteuerlichen Zerle-
gungsverfahren komme jedoch nicht die
Funktion eines kommunalen Finanzaus-
gleichs zu. 

Für die Zukunft folgt daraus, dass einzig
und allein eine Einigung zwischen dem
Betreiber als Steuerschuldner und den
beteiligten Gemeinden über die Gewerbe-
steuerzerlegung gemäß § 33 Abs. 2 GewStG
eine Berücksichtigung der Standortge-
meinde bei der Gewerbesteuerzerlegung
ermöglicht.   
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Inbetriebnahme Biogasanlage

Oberlandesgericht Koblenz, Urteil
vom 6. November 2007 — 11 U 439/07 

Die Inbetriebnahme einer Biogasanlage
liegt nur vor, wenn die Anlage betriebs-
technisch in der Lage ist, Strom aus
erneuerbaren Energien zu erzeugen.
Erforderlich dafür ist, dass die Anlage
über Einrichtungen zur Gewinnung und
Aufbereitung des jeweiligen Energieträ-
gers verfügt. Dies ist bei einer Biogasanla-
ge der Fermenter. Solange die Biogasanla-
ge allein Strom aus konventionellen Ener-
gieträgern erzeugt – hier Heizöl – liegt
keine Inbetriebnahme vor. 

Windenergieanlage vs. Photovoltaik 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Beschluss vom 17. September 2007
—12 ME 38/07 

Die Schattenwurfemissionen einer Wind-
energieanlage sind gegenüber dem

Betreiber einer Photovoltaikanlage nicht
rücksichtslos im Hinblick auf die zu erwar-
tenden Ertragsverluste. Das reine Vorent-
halten der Sonnenstrahlung wird nicht
durch immissionsschutzrechtliche Rege-
lungen geschützt; der periodische Schat-
tenwurf ist allein wegen seiner spezifi-
schen Lästigkeit Gegenstand immissions-
schutzrechtlicher Betrachtung, was für
den Betrieb einer Photovoltaikanlage
unerheblich ist. 

Kein Schmuh

Oberlandesgericht Nürnberg, Be-
schluss vom 8. Oktober 2007 — 13 U
1244/07 

Ein Netzbetreiber ist nur dann uneinge-
schränkt zur Zahlung der Vergütung aus
dem EEG verpflichtet, wenn das Gebäu-
de, auf dem eine Solaranlage errichtet
wird, vorrangig zu anderen Zwecken als
der Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie dient. Aus dieser Ent-
scheidung wird ersichtlich, dass die

erhöhte Vergütung für Solaranlagen auf
Gebäuden nur dann geschuldet wird,
wenn das möglicherweise sehr einfach
gehaltene Gebäude nicht allein der Plat-
zierung der Solaranlage dient. 

Einvernehmen fingiert

Oberverwaltungsgericht Münster,
Urteil vom 28. November 2007 – 8 A
2325/06

Das Oberverwaltungsgericht geht in die-
ser Entscheidung davon aus, dass eine
Gemeinde, deren Einvernehmen zu einem
Windparkvorhaben als fingiert gilt, sich
nicht mehr gegen das Vorhaben wenden
kann mit der Begründung, es sei planungs-
rechtlich unzulässig. Mit der Fiktion des
Einvernehmens kann sich die Gemeinde
nicht mehr auf die planungsrechtliche
Unzulässigkeit berufen. Dies gilt jedoch
nicht, wenn das Vorhaben im Baugeneh-
migungsverfahren verändert wurde – hier
Verschiebung der Anlagenstandorte.

Ausgabe 15 / Januar   2008 

Gewerbesteuer und Windenergieanlagen
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4Rundbrief zum Recht der Erneuerbaren Energien

Wir beraten Hersteller, Projektierungsun-
ternehmen, Initiatoren, Finanzierer, Kom-
munen und Betreiber von Projekten zur
Erzeugung erneuerbarer Energien in allen
rechtlichen Fragestellungen. 

Rechtsanwälte der Kanzlei Blanke Meier
Evers sind seit 1991 im Bereich der erneu-
erbaren Energien beratend tätig. Beson-
dere Expertise besteht unter anderem im
Gesellschafts- und Steuerrecht, der Ver-
tragsgestaltung, der Konzeption von
Beteiligungsgesellschaften, der Projektfi-

nanzierung sowie im gesamten Bau-, Pla-
nungs- und Einspeiserecht. Wir begleiten
darüber hinaus international tätige Unter-
nehmen bei Investitionen in Deutschland
und Europa.

Wir korrespondieren auch in Englisch,
Französisch, Spanisch, Italienisch, Schwe-
disch und Niederländisch. Bei Blanke
Meier Evers arbeiten zurzeit 25 Rechtsan-
wälte, von denen sich 14 schwerpunktmä-
ßig mit den Rechtsproblemen im Bereich
der erneuerbaren Energien befassen. 

Kompetente Partner für Erneuerbare Energien

In der Zeit vom 13. -17. November fand
in Hannover zum siebten Mal die welt-
weit führende Landtechnikausstellung
Agritechnica statt. Vor Ort waren auch
Rechtsanwälte von Blanke Meier Evers,
Dr. Andreas Hinsch und Rainer Heidorn.
Sie informierten ein Fachpublikum aus
Herstellern, Importeuren, Landwirten
und Vertriebspartnern über aktuelle juri-
stische Fragestellungen aus dem Bereich
Bioenergie und insbesondere Biogas. 

Da an geeigneten Standorten für Biogas-
anlagen kaum ein Mangel besteht und
darüber hinaus die Akzeptanz in der
Bevölkerung als verhältnismäßig hoch
einzustufen ist, sind die Rahmenbedin-
gungen in diesem Sektor als äußerst
positiv zu bewerten. 

In der Vergangenheit hat sich die Rechts-
lage allerdings gerändert, zahlreiche
Einzelfragen haben sich erst in der Pra-
xis beim Umgang mit errichteten Anla-
gen erstmals gestellt. Der zukünftige
Betreiber einer Biogasanlage muss daher
mit einer Vielzahl von gesetzlichen
Bestimmungen rechnen, die er im Rah-
men der Durchführung und beim späte-
ren Betrieb der Anlage zu beachten hat.

Über wichtige Tendenzen im Planungs-
recht für Biogasanlagen berichtete des-
halb Dr. Andreas Hinsch.

In seinem Vortrag über das Einspeise-
recht bei Biogasanlagen informierte
Rechtsanwalt Rainer Heidorn über
Grundlagen für den Anschluss und die
Einspeisung der Biogasanlagen sowie
über Auswirkungen der aktuellen Recht-
sprechung. So hat der Gesetzgeber mit
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
Vergütungssätze für Strom aus Biomasse
festgelegt, die beispielsweise die Min-
destvergütungssätze für Windstrom noch
einmal deutlich übersteigen. Diese gün-
stigen Regelungen des EEG werden durch
die erst im Rahmen der letzten Novelle
des Baugesetzbuchs (BauGB) eingefügte
Privilegierung von kleineren Biogasanla-
gen im landwirtschaftlichen Bereich
noch reizvoller.

Beide Vorträge können Sie im pdf-For-
mat von unserer Homepage herunterla-
den unter:

http://www.bme-law.de/de/downloads
/vortraege.html. 

    Verlag und Rechtsanwälte in Partnerschaft
Herausgeber: Blanke Meier Evers

Kurfürstenallee 23
28211 Bremen

Tel: +49 (0)421 – 94 94 6 – 0
Fax: +49 (0)421 – 94 94 6 – 66
Internet: www.bme-law.de
E-Mail: info@bme-law.de

Redaktion: Rechtsanwalt Dr. Andreas Hinsch
(verantw.)
Rechtsanwältin Caroline Hattesohl

Druck: Schintz Druck  , Bremen

Layout und DTP: Stefanie Schürle

Rückblick: Agritechnica 2007

� Dr. Gernot Blanke
Gesellschafts- und Steuerrecht, 
Private Equity, Projektfinanzie-
rungen

� Dr. Klaus Meier
Vertragsgestaltung, Projektfinanzie-
rungen

� Dr. Volker Besch
Gesellschaftsrecht, Produkthaftungs-
recht, Prospekthaftungsrecht

� Dr. Kirstin Grotheer-Walter
Gesellschafts- und Steuerrecht

� Rainer Heidorn
Gesellschafts- und Steuerrecht, 
Energierecht

� Dr. Andreas Hinsch
Öffentliches Baurecht, Immissions-
schutzrecht, Energierecht

� Philipp Loy, LL.M.
Gesellschafts- und Steuerrecht

� Dr. Marco Ferritto, LL.M.
Recht der erneuerbaren Energien in 
Italien, Italienisches Baurecht

� Dr. Thomas Heine   ke, LL.M. 
Vertragsgestaltung, Haftungs- und
Gewährleistungsrecht

� Ingo Beilmann
Privates Baurecht

� Nadine Holzapfel
Öffentliches Baurecht, Umweltrecht

� Mirja Häfker
Gesellschaftsrecht, Recht der 
erneuerbaren Energien

� Britta Oberst
Gewährleistung, Vertragsgestal-
tung und Prozessführung


